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Bessere Vereinbarkeit von Beruf und Familie 

Kinderförderungsgesetz regelt Ausbau der Tagesbetreuung für Kinder unter 
drei Jahren 

Der Bundestag hat am 26.09.2008 das Kinderförderungsgesetz (KiföG) beschlossen. Das Gesetz, 
das der Zustimmung des Bundesrates bedarf und noch in diesem Jahr verkündet werden muss, soll 
den Ausbau eines qualitativ hochwertigen Betreuungsangebotes beschleunigen und so den Eltern 
echte Wahlmöglichkeiten eröffnen. Bereits im August 2007 hatten sich Bund und Länder auf die Fi-
nanzierung geeinigt. Demnach unterstützt der Bund den Ausbau bis 2013 mit insgesamt vier Milliar-
den Euro. Der Bund hat ein Sondervermögen in Höhe von 2,15 Milliarden Euro für Investitionen er-
richtet. Die Länder haben in unterschiedlicher Geschwindigkeit ihre Förderrichtlinien im Land umge-
setzt, zwei Länder sind noch nicht so weit. Einige Länder haben bereits Bundesmittel erhalten und 
schaffen schon Plätze für unter Dreijährige. Vorreiter sind Bayern, Sachsen, Baden-Württemberg und 
Bremen. 

Zahlen und Daten zur Kinderbetreuung: 

2007 lebten in Deutschland 2.050.818 Kinder unter drei Jahren. Davon hatten 15,5 % einen Platz in 
Tageseinrichtungen oder in der Kindertagespflege: 

• im Westen für jedes zehnte Kind ein Angebot (9,9 %)  

• im Osten für mehr als jedes dritte Kind (41 %) 

• In den westlichen Bundesländern nutzen 

• 32,6 % der Kinder mehr als sieben Stunden das Angebot täglich;  

• 29,1 % mehr als fünf bis zu sieben Stunden;  

• 33,3 % fünf Stunden und weniger.  

• 5,0 % nutzen Vor- und Nachmittagsangebote ohne Mittagsbetreuung. 

2007 gab rund 30.000 Tagespflegepersonen in öffentlich geförderter Kindertagespflege für 42.600 
Kinder unter drei Jahren (zum Vergleich: 2006 waren es 33.000 Kinder / 2007 also ein Plus von 29 
%). 

• Zusätzlicher Bedarf an Personal bis 2013 für die Betreuung von Kindern unter drei Jahren: 
rund 80.000 Personen  

• Zusätzlicher Bedarf bis 2013 an Tagesmüttern und -vätern bei 30 % neu geschaffener Plätze 
in der Kindertagespflege: 30.000 Personen 

Wichtige Regelungen des Kinderförderungsgesetzes: 

1. Für die erste Phase bis 31. Juli 2013 werden, verglichen mit dem Tagesbetreuungsausbau-
gesetz (TAG), erweiterte, objektiv rechtliche Verpflichtungen für die Bereitstellung von Plätzen 
eingeführt. Ziel sind vor allem die Kinder, die eine Betreuung für ihre persönliche Entwicklung 
besonders brauchen. Zudem sollen nicht nur berufstätige Eltern einen gesicherten Betreu-
ungsplatz bekommen, sondern auch schon die die Arbeit suchen. Damit fällt eine der letzten 

Bundesagentur für Arbeit 



  Kinderförderungsgesetz – Seite 2 

 

 

  

Hürden für Alleinerziehende, die oft erst einen Arbeitsplatz finden, wenn sie die Betreuung ih-
res Kindes gesichert haben, weg.  

2. Ab dem 1. August 2013, nach Abschluss der Ausbauphase, soll der Rechtsanspruch auf ei-
nen Betreuungsplatz für alle Kinder vom vollendeten ersten bis zum vollendeten dritten Le-
bensjahr eingeführt werden.  

3. Die Bundesregierung setzt auf ein vielfältiges Betreuungsangebot und forciert die Profilierung 
der Kindertagespflege. Deshalb sollen 30 % der neuen Plätze in diesem Bereich geschaffen 
werden. Dazu werden klare Standards festgesetzt. Eine Tagesmutter darf grundsätzlich nicht 
mehr als fünf Kinder betreuen. Kommen mehr Kinder dazu, muss eine pädagogische Qualifi-
kation nachgewiesen werden und es dürfen nicht  mehr Kinder in der Gruppe sein als in einer 
vergleichbaren Kita- oder Krippengruppe des Landes. Die Bezahlung soll leistungsgerecht 
sein. Die Hälfte der Beiträge zur Kranken- und Pflegeversicherung übernimmt die öffentliche 
Hand. Dabei wird eine Sonderregelung bis 2013 eingeführt: Tagesmütter, die bis zu fünf Kin-
der betreuen, werden als nebenberuflich Selbständige eingestuft. Damit wird bei einem gerin-
gen monatlichen Gesamtverdienst eine beitragsfreie Familienversicherung sichergestellt und 
bei höherem Einkommen ein niedriger Beitragssatz gewährt. Im Einkommensteuergesetz wird 
festgeschrieben, dass die vom Träger der öffentlichen Jugendhilfe erstatteten Sozialversiche-
rungsbeiträge steuerfrei bleiben.  

4. Die Finanzierung des Ausbaus der Kinderbetreuung steht auf einer seriösen Grundlage: Der 
Bund beteiligt sich mit vier Milliarden Euro an den Ausbaukosten von insgesamt zwölf Milliar-
den Euro. Die Bundesbeteiligung an den Investitionskosten bis 2013 ist durch das Sonder-
vermögen von 2,15 Milliarden Euro auf Grund des Kinderbetreuungsfinanzierungsgesetzes 
seit dem vergangenen Jahr sichergestellt. So sind die nötigen Mittel für Neubau-, Ausbau- 
oder Umbau- sowie Sanierungs-, und Renovierungsmaßnahmen bereits verfügbar. Das KiföG 
regelt zudem die nötigen Änderungen im Finanzausgleichgesetz zur Beteiligung des Bundes 
an den Betriebskosten. Durch eine Änderung der Umsatzsteuerverteilung zu Gunsten der 
Länder sind dies 1,85 Milliarden Euro zwischen 2009 und 2013 und ab 2014 dauerhaft mit 
770 Millionen Euro jährlich.  

5. Ab 2013 soll für diejenigen Eltern, die ihre bis drei Jahre alten Kinder nicht in Tageseinrich-
tungen betreuen lassen wollen oder können, eine monatliche Zahlung (zum Beispiel Betreu-
ungsgeld) eingeführt werden. 

Parlamentaria: 

Entwurf eines Gesetzes zur Förderung von Kindern unter drei Jahren in Tageseinrichtungen und in 
der Kindertagespflege (Kinderförderungsgesetz - KiföG), Bundestagsdrucksache 16/9299 vom 
27.05.2008  

Beschlussempfehlung des Ausschusses für Familie, Senioren, Frauen und Jugend (13. Ausschuss), 
Bundestagsdrucksache 16/10357 vom 24.09.2008 

Öffentliche Anhörung des Ausschusses für Familie, Senioren, Frauen und Jugend zum Thema „Kin-
derförderungsgesetz“ am 23.06.2008, Stellungnahmen von Verbänden und Sachverständigen. 
Nach: Bundesfamilienministerium: Pressemitteilung vom 26.09.2008 

Der vollständige Text kann von der folgenden Internetseite abgerufen werden:  
http://www.bmfsfj.de/bmfsfj/generator/Kategorien/Presse/pressemitteilungen,did=113432.html 

Bitte berücksichtigen Sie, dass ältere Links evtl. keine Verbindung mehr zu den angegebenen Seiten herstellen. 

http://dip21.bundestag.de/dip21/btd/16/092/1609299.pdf
http://dip21.bundestag.de/dip21/btd/16/103/1610357.pdf
http://www.bundestag.de/ausschuesse/a13/anhoerungen/anhoerung10/index.html
http://www.bmfsfj.de/bmfsfj/generator/Kategorien/Presse/pressemitteilungen,did=113432.html
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